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Zweite Verordnung 

über die Verlängerung der Verordnung 
über die Mitwirkung des Bundes bei der Verwaltung der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer 

Vom 6. Dezember 1966 


Auf Grund des § 1 Abs. 3 Satz 2 des Zweiten Ge¬ 
setzes über die Finanverwaltung vom 15. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 293), geändert durch das Ge¬ 
setz zur Änderung von einzelnen Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
11. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 511), wird mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Änderung der Verordnung über die Mitwirkung 
des Bundes bei der Verwaltung der Einkommen¬ 
steuer und der Körperschaftsteuer 

In § 4 der Verordnung über die Mitwirkung des 
Bundes bei der Verwaltung der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer vom 22. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1076), geändert durch die Ver¬ 
ordnung über die Verlängerung der Verordnung 


über die Mitwirkung des Bundes bei der Verwal¬ 
tung der Einkommensteuer und der Körperschaft¬ 
steuer vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1032), wird die Jahreszahl „1966“ durch „1969“ 
ersetzt. 

§ 2 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 6 des Zweiten Ge¬ 
setzes über die Finanzverwaltung auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 6. Dezember 1966 


Der Bundesminister der Finanzi 
Strauß 
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Zweite Verordnung 

zum Schutze gegen die Maul- und Klauenseuche 
Vom 12. Dezember 1966 


Aul Grund des § 79 Abs. 1 des Viehseuchenge¬ 
setzes vom 26. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 519), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Viehseuchengesetzes vom 26. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 627), in Verbindung mit Artikel 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes wird mit Zustimmung des 
Bundesral.es verordnet: 

§ 1 

(1) Die zuständige Behörde hat anzuordnen, daß 
sämtliche über 6 Wochen alte Rinder ihres Gebietes 
in jährlichem Abstand mit einer trivalenten Vakzine 
(Typ O, A, C) gegen die Maul- und Klauenseuche 
zu impfen sind; sie hat diese Impfung auch für 
Schafe und Ziegen anzuordnen, wenn dies zum 
Schutz der Rinderbeslände erforderlich ist. 

(2) Die zuständige Behörde kann von der Anord¬ 
nung der jährlichen Wiederholungsimpfung ab- 
sehen, wenn dies auf Grund des Seuchenstandes 
vertretbar ist und auf Grund vorangegangener Maul¬ 
und Klauenseuche-Schutzimpfungen mit einer aus¬ 
reichenden Immunität während eines längeren als 
einjährigen Zeitraumes zu rechnen ist. In diesem 
Fall hat die zuständige Behörde für die nachge¬ 
wachsenen und über 6 Wochen alten Rinder in der 
Zwischenzeit eine Impfung gegen die Maul- und 


Klauenseuche mit einer trivalenten Vakzine (Typ 
O, A, C) anzuordnen. 

§ 2 

Die zuständige Behörde hat anzuordnen, daß für 
Schutzimpfungen nach § 1 nur Maul- und Klauen¬ 
seuche-Vakzinen verwendet werden dürfen, die den 
Anforderungen der Anlage entsprechen. 

§ 3 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von § 1 
Abs. 1 für Rinderbestände zulassen, aus denen Rin¬ 
der zu wissenschaftlichen Versuchen oder zu Impf¬ 
stoffprüfungen verwendet werden. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Viehseuchengesetzes 
vom 26. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 627) auch im 
Land Berlin. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Bonn, den 12. Dezember 1966 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Hermann Höcherl 
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Anlage 


Impfstoffe zur Schutzimpfung gegen die 
Maul- und Klauenseuche 


I. Für die nach § 1 durchzuführenden Schutzimp¬ 
lungen sind folgende Maul- und Klauenseuche- 
Impisl oll arten zu verwenden: 

1. Nalurvirus-Konzenlial-Vakzine, hergestellt aus 
Apht.enmatcrial von Rinderzungen, mit oder 
ohne Zusatz von Saponin, an Aluminium¬ 
hydroxyd adsorbiert und durch Formalin in¬ 
aktiviert; trivalent. 

In der Impfdosis für Rinder müssen minde¬ 
stens 3°/» Aphlenmalerial je Virustyp ent¬ 
halten sein. 

2. Gewebe-Vakzine, hergestellt nach der Me¬ 
thode Frenkel aus überlebenden Rinderzun- 
genepithelien, mit oder ohne Zusatz von 
Saponin, an Aluminiumhydroxyd adsorbiert 
und durch Formalin inaktiviert; trivalent. Der 
Virusgehalt ist auf Zellkulturen oder in Säug¬ 
lingsmäusen festzustellcn, er muß mindestens 
10 7 Kulturinfektiöse Einheiten (KIDr.o) oder 
Infektiöse Mäuseeinheiten (LDso) pro ml und 
Typ betragen. Eine Verdünnung auf den Min¬ 
destgehalt ist nicht zulässig. 

in der Impidosis für Rinder müssen min¬ 
destens t () 7:l KID.-.ii je Virustyp enthalten 


3. Kultur-Vakzine auf der Basis echter Zellkul¬ 
turen, z. B. von Kälbernierenzell- oder Baby- 
hamsternierenzellkulturen, mit oder ohne Zu¬ 
satz von Saponin, an Aluminiumhydroxyd 
adsorbiert und durch Formalin inaktiviert; 
trivalent. Der Virusgehall ist auf Zellkulturen 
oder in Säuglingsmäusen festzustellen, er muß 
mindestens 10 7 Kulturinfektiöse Einheiten 
(KIDr.ip) oder Infektiöse Mäusecinheiten (LDr.o) 
pro ml und Typ betragen. Eine Verdünnung 
auf den Mindestgehalt ist nicht zulässig. 


In der Impfdosis für Rinder müssen min¬ 
destens 10 7 ' 3 KIDso je Virustyp enthalten 

4. Naturvirus-Kultur-Mischvakzine mit oder 
ohne Zusatz von Saponin, an Aluminiumhy¬ 
droxyd adsorbiert und durch Formalin inak¬ 
tiviert; trivalent (zugelassen für die Mischung 
sind die unter den Nummern 1 und 3 aufge¬ 
führten Impfstoffe). Der Gehalt an infektiösem 
Aphtenmaterial muß pro Typ mindestens 75 
mg/ml betragen. Der Virusgehalt der Gewebe¬ 
kulturanteile ist auf Zellkulturen festzustel¬ 
len; er muß mindestens 10 7 Kulturinfektiöse 
Einheiten (KIDäo) pro ml und Typ betragen. 
Eine Verdünnung auf den Mindestgehalt ist 
nicht zulässig. 

In der Impfdosis für Rinder müssen min¬ 
destens 150 mg Aphtendeckenmaterial pro 
Typ Naturvirus und mindestens IO 73 KIDäo 
Gewebekulturvirus je Typ enthalten sein. 

II. 1. Die in Abschnitt I bezeichneten Vakzinen müs¬ 
sen auf Reinheit, Unschädlichkeit und Wirk¬ 
samkeit staatlich geprüft und von der zustän¬ 
digen Behörde freigegeben sein. Von der 
Prüfung auf Wirksamkeit kann im Einzelfall 
abgesehen werden, wenn in besonders be¬ 
drohlichen Seuchensituationen solche Vakzi¬ 
nen nicht in ausreichender Menge zur Verfü¬ 
gung stehen. 

2. Die staatliche Prüfung ist im Geltungsbereich 
dieser Verordnung durchzuführen. Die zu¬ 
ständige Behörde kann auch Impfstoffe frei¬ 
geben, die nicht im Geltungsbereich dieser 
Verordnung geprüft worden sind, wenn die 
staatliche Prüfung im Herstellungsland nach 
Vorschriften erfolgt, die nach wissenschaft¬ 
lichem Gutachten den Prüfungsbestimimmgcn 
im Geltungsbereich dieser Verordnung gleich¬ 
wertig sind. 
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